
Urkundenverzeichnis Nr. OA~Q 
V V'-' / 2023 

vom 17. Juli 2023 

Bescheinigung nach § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG 

Aufgrund § 181 des Gesetzes betreffend die Aktiengesellschaften 
bescheinige ich hiermit, dass der nachstehend aufgeführte Wortlaut 
den Gesellschaftsvertrag der Firma 

aifinyo AG 
mit dem Sitz in Berlin 

wiedergibt, wie er sich nach dem Beschluss über die Änderung der 
Satzung gemäß der diesamtlichen Urkunde vom 17. Juli 2023, UVZ- 
Nr ~-~? ./ 2023, darstellt und dass die unveränderten Bestim- 
mungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollstän­ 
digen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages übereinstimmen. 

München, den 17. Juli 2023 

aifinyo AG, oHV 2023/bü 



1. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

( 1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 

aifinyo AG 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Berlin. 

(3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und das Verwalten von 
Beteiligungen an Unternehmen im In- und Ausland - insbesondere im Bereich der alternativen 
Finanzierung für Selbstständige und mittelständische Unternehmen, von Payment 
Dienstleister und Kreditinstitute -, die Erbringung von IT-Dienstleistungen sowie die 
Verwaltung ei9enen Vermögens; die Beratung von Unternehmen im In- und Ausland sowie 
die sonstige Ubernahme von betriebswirtschaftlichen Handlungen für Unternehmen im In­ 
und Ausland. 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die den Gegenstand 
des Unternehmens unmittelbar oder mittelbar zu fördern geeignet sind. Sie darf zu diesem 
Zweck auch andere Unternehmen im In- und Ausland gründen, erwerben oder sich an diesen 
beteiligen und deren Geschäftsführung übernehmen, sowie Unternehmensverträge abschlie­ 
ßen. 

§ 3 Bekanntmachungen 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Tritt infolge einer 
Gesetzesänderung ein anderes Pflichtveröffentlichungsmedium an dessen Stelle, so erfol­ 
gen die Bekanntmachungen ab diesem Zeitpunkt in dem neuen Pflichtveröffentlichungs­ 
medium. 

(2) Soweit die Bekanntmachungen nicht nach Gesetz oder Satzung in den Gesellschaftsblättern 
veröffentlicht werden müssen, können sie durch Einstellung in die Internet-Homepage der 
Gesellschaft, durch eingeschriebenen Brief oder - sofern der Aktionär der Gesellschaft zu 
diesem Zweck seine E-Mail-Adresse mitgeteilt hat - per E-Mail erfolgen. 



II. Grundkapital und Aktien 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

(1) Das Grundkapital beträgt EUR 4.048.670,00 (in Worten: Euro vier M!llionen achtundvierzig­ 
tausend sechshundertsiebzig). Es ist eingeteilt in 4.048.670 Stückaktien ohne Nennbetrag. 

(2) Die Aktien lauten auf Namen. 

(2a) Die Gesellschaft führt ein elektronisches Aktienregister. Die Aktionäre haben der Gesell­ 
schaft zur Eintragung in das Aktienregister, soweit es sich um natürliche Personen handelt, 
ihren Namen, ihre Anschrift und ihr Geburtsdatum und soweit es sich um juristische Perso­ 
nen oder (teil-)rechtsfähige Gesellschaften handelt, ihren Namen oder ihre Firma, ihren Sitz 
und ihre Geschäftsanschrift sowie in jedem Fall die Zahl der von ihnen gehaltenen Aktien 
der Gesellschaft und - sofern vorhanden - ihre elektronische Postadresse anzugeben. Mit­ 
zuteilen ist ferner, inwieweit die Aktien demjenigen, der als Inhaber im Aktienregister einge­ 
tragen werden soll, auch gehören. 

(3) Die Gesellschaft wurde mit Umwandlungsbeschluss vom 04.12.2017 von einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung in eine Aktiengesellschaft umgewandelt. An die Stelle der bishe­ 
rigen Geschäftsanteile treten Aktien. 

(4) Die Aktien werden in Aktiensammelurkunden zusammengefasst, die bei einer zugelassenen 
Stelle gemäß§ 10 Abs. 1 Nr. 2 AktG hinterlegt wird. Der Anspruch des Aktionärs auf Einzel­ 
verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. Die Gesellschaft gibt keine Gewinnanteils­ 
und Erneuerungsscheine aus. 

(5) Aktien aus einer künftigen Kapitalerhöhung können mit Vorzügen bei der Gewinnverteilung 
versehen werden. Ihre Gewinnberechtigung für das Geschäftsjahr, in dem die Kapitalerhö­ 
hung durchgeführt wird, kann abweichend von § 60 Abs.2 Satz 3 AktG geregelt werden. 

(6) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30.05.2027 das 
Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals um bis zu insgesamt 
2.024.335,00 Euro durch Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar­ 
und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022/1). Dabei ist den Aktionären 
ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von einem vom Vorstand 
bestimmten Kreditinstitut mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats berechtigt, das gesetzliche Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen, ' 

1. zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, 

2. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien, 
für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, den Börsenkurs der bereits 
börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung; auf die Grenze von 10 % des 
Grundkapitals sind diejenigen Aktien anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in 
unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert wurden. Auf die Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist 
deshalb auch die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, wenn die Veräußerung 
aufgrund einer im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des genehmigten Kapitals gültigen 
Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss erfolgt; 

3. wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen erfolgt; 
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4. soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien zeichnet und sichergestellt 
ist, dass den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht eingeräumt wird; 

5. wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 
der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die weiteren Einzelheiten 
der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2022/1 
festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger 
oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten 
Kapital 2022/1 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2022/1 anzupassen. 

(7) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EUR 338.474,00 durch Ausgabe von bis zu 338.474 
auf den Namen lautender nennbetragslosen Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2020/1). Das Bedingte Kapital 2020 dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die auf­ 
grund der Ermächtigung der ordentlichen Hauptversammlung vom 29.06.2020 gemäß TOP 
9 lit. A) gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
die Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug.auf Aktien der Gesell­ 
schaft Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt jeweils zu dem ausgabebetrag, der 
in der ordentlichen Hauptversammlung vom 29.06.2020 gemäß TOP 9 lit. A) cc) als Aus­ 
übungspreis festgelegt worden ist; § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Die neuen Aktien sind 
für jedes Geschäftsjahr gewinnberechtigt, fürdas die ordentliche Hauptversammlung zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien noch nicht über die Gewinnverwendung beschlossen hat. 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten 
der bedingten Kapitalerhöhung und Ihrer Durchführung festzulegen. Soweit der Vorstand 
selbst betroffen ist, ist der Aufsichtsrat allein ermächtigt. 

(8) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 1.000.000,00 eingeteilt in bis zu Stück 1.000.000 auf 
den Namen lautender Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020/11). die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Options­ 
oder Wandlungsrechten bzw. die zur Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus Options 
-oder Wandelanleihen, die von der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunter­ 
nehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch Hauptversamm­ 
lungsbeschluss vom 29.06.2020 bis zum 28.06.2025 ausgegeben bzw. garantiert werden, 
von Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wand­ 
lung/Optionsausübung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung/Optionsausübung 
erfüllen bzw. soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der 
Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit jeweils nicht 
ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen Gesellschaft zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 
des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschluss jeweils zu bestimmenden Options­ 
bzw. Wandlunsgpreis. Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 
sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien hiervon und auch abweichend von §60 
Absatz 2AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festgelegen. Der Vorstand 
ist ermächtigt; mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
der bedingten Kapitalerhöhungen festzusetzten. 
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(9) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EUR 66.393,00 durch Ausgabe von bis zu 66.393 
auf den Namen lautenden nennbetragslosen Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2022/1). Das Bedingte Kapital 2022 dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die 
aufgrund der Ermächtigung der ordentlichen Hauptversammlung vom 30.05.2022 gemäß 
TOP 8 lit. a) gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 
wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der 
Gesellschaft Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt jeweils zu dem 
Ausgabebetrag, der in der ordentlichen Hauptversammlung vom 30.05.2022 gemäß TOP 8 
lit. a) cc) als Ausübungspreis festgelegt worden ist; § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Die 
neuen Aktien sind für jedes Geschäftsjahr gewinnberechtigt. für das die ordentliche 
Hauptversammlung zum Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien noch nicht über die 
Gewinnverwendung beschlossen hat. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung festzulegen. Soweit der Vorstand selbst betroffen ist, ist der Aufsichtsrat allein 
ermächtigt. 

III. Vorstand 

§ 5 Zusammensetzung des Vorstands, Amtsführung 

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Auch wenn das 
Grundkapital den Betrag von EUR 3.000.000 übersteigt, kann der Vorstand aus einer Person 
bestehen. Die Zahl der Mitglieder des Vorstandes bestimmt der Aufsichtsrat. Die Mitglieder 
des Vorstandes werden durch den Aufsichtsrat für höchstens fünf Jahre bestellt. Eine Wie­ 
derbestellung ist möglich. Der Aufsichtsrat kann einen Vorstandsvorsitzenden, einen stellver­ 
tretenden Vorstandsvorsitzenden sowie stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

(2) Der Vorstand hat die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung 
und - soweit vorhanden - der Geschäftsordnung sowie des Geschäftsverteilungsplans zu füh­ 
ren. Der Geschäftsverteilungsplan des Vorstandes bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats. 

(3) Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit der an der Beschlussfas­ 
sung teilnehmenden Mitglieder des Vorstands gefasst. Besteht der Vorstand aus mehr als 
zwei Mitgliedern, gibt bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

§ 6 Vertretung der Gesellschaft 
,· 

(1) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt das Vorstandsmitglied allein. Sind mehrere 
Vorstandsmitglieder bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei Mitglieder des Vorstandes oder 
durch ein Mitglied des Vorstandes in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Auf­ 
sichtsrat kann bestimmen, dass einzelne Vorstandsmitglieder einzeln zur Vertretung berech­ 
tigt sind. Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmitgliedern gestalten, im Namen der Gesellschaft 
mit sich selbst als Vertreter eines Dritten, der nicht Vorstand der Gesellschaft ist, Rechts­ 
geschäfte vorzunehmen.§ 112 AktG bleibt unberührt. 

(2) Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht ordentlichen 
Vorstandsmitgliedern gleich. 

(3) Vorstandsmitgliedern gegenüber wird die Gesellschaft durch den Aufsichtsrat vertreten. 
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IV. Aufsichtsrat 

§ 7 Zusammensetzung, Wahl und Amtsdauer 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern, die von der Hauptversammlung gewählt 
werden. 

(2) Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl einen kürzeren Zeitraum beschließt, 
werden die Mitglieder des Aufsichtsrats für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversamm­ 
lung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt. 
Das Geschäftsjahr, in dem gewählt wird, wird hierbei nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist 
möglich. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen 
Mitglieds erfolgt nur für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 

(3) . Bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern kann die Hauptversammlung für den gleichen Zeit­ 
raum ebenso viele Ersatzmitglieder wählen und die Reihenfolge bestimmen, in der sie an die 
Stelle der während ihrer Amtszeit ausscheidenden Aufsichtsratsmitglieder treten. 

(4) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten 
niederlegen. Die Niederlegung muss durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied 
des Vorstands unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats erfolqen, Das 
Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. 

(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können vor Ablauf ihrer Amtszeit durch einen mit einer Mehr­ 
heit von 75% des anwesenden Grundkapitals zu fassenden Beschluss der Hauptversamm­ 
lung ihres Amtes enthoben werden. 

§ 8 Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte einen Vor­ 
sitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter. Die Wahl erfolgt für die Amtsdauer der 
gewählten oder einen kürzeren vom Aufsichtsrat bestimmten Zeitraum. Stellvertreter haben 
die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrates, wenn dieser verhindert ist. 
Unter mehreren Stellvertretern gilt die bei ihrer Wahl bestimmte Reihenfolge. 

{2) Scheidet der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat 
der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen 
vorzunehmen. 

§ 9 Einberufung und Beschlussfassung 

(1) Der Aufsichtsrat soll möglichst in jedem Kalendervierteljahr einberufen werden. 

{2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Aufsichtsratsvorsitzenden, im Falle seiner 
Verhinderung durch seinen Stellvertreter, schriftlich, mündlich, fernmündlich oder per Telefax 
oder E-Mail mit einer Frist von 14 Tagen einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden 
der Tag der Absendung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. 
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(3) Mit der Einberufung ist die Tagesordnung mitzuteilen. Ist die Tagesordnung nicht ordnungs­ 
gemäß angekündigt worden, darf hierüber nur beschlossen werden, wenn kein Aufsichtsrats­ 
mitglied widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall 
Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden angemessenen 
Frist der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme schriftlich abzugeben. Der 
Beschluss wird erst wirksam, wenn die abwesenden Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der 
Frist nicht widersprochen oder wenn sie zugestimmt haben. 

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 Mitglieder unter Anwesenheit des 
Vorsitzenden oder eines seiner Stellvertreter an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mit­ 
glied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält. 
Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der Mitglieder des Aufsichtsrats, sofern nicht das Gesetz 
eine andere Stimmenmehrheit zwingend vorschreibt. Wird eine Beschlussfassung gemäß 
Satz 1 durchgeführt, bedürfen die Beschlüsse der Zustimmung aller anwesenden Mitglieder. 
Abwesende Mitglieder können an der Beschlussfassung teilnehmen, indem sie ihre schrift­ 
liche Stimmabgabe durch ein anderes Mitglied überreichen lassen. Bei Wahlen genügt die 
verhältnismäßige Mehrheit. Bel Stimmgleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats den Ausschlag; das gilt auch bei Wahlen. Nimmt der Vorsitzende des Aufsichts­ 
rats an der Abstimmung nicht teil, so gibt die Stimme seines Stellvertreters den Ausschlag. 

(5) Der Aufsichtsrat kann auch ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich, fernmündlich oder per 
E-Mail oder Telefax abstimmen, sofern der Aufsichtsratsvorsitzende eine solche Beschluss­ 
fassung anordnet und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht. Solche 
Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet 

(6) Über die Sitzungen und die Beschlüsse des Aufsichtsrates sind Niederschriften anzufertigen, 
die von dem Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen sind. In der Niederschrift sind Ort 
und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche 
Verlauf der Verhandlungen und die Beschlüsse des Aufsichtsrats anzugeben. 

(7) Die Durchführung der Beschlüsse erfolgt durch den Aufsichtsratsvorsitzenden. Dieser ist 
ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die hierzu erforderlichen Willenserklärungen abzu­ 
geben sowie an den Aufsichtsrat gerichtete Erklärungen entgegenzunehmen. 

(8) Die Unwirksamkeit oder Rechtswidrigkeit von Beschlüssen des Aufsichtsrats kann nur mit 
einer Ausschlussfrist von ~inem Monat seit Kenntnis von der Beschlussfassung gerichtlich 
geltend gemacht werden. 

§ 10 Vergütung 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten Ersatz für ihre Auslagen. Daneben kann durch 
Beschluss der Hauptversammlung festgelegt werden, ob und in welcher Höhe die Aufsichts­ 
ratsmitglieder eine Vergütung für Ihre Tätigkeit erhalten. 

§ 11 Geschäftsordnung 

Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen 
dieser Satzung eine Geschäftsordnung geben. 
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§ 12 Ausschüsse 

(1) Der Aufsichtsrat kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften aus seiner Mitte Ausschüsse 
bilden und ihnen in seiner Geschäftsordnung oder durch besonderen Beschluss Aufgaben 
und Befugnisse übertragen. 

(2) Für Aufsichtsratsausschüsse gelten die Bestimmungen dieser Satzung für den Aufsichtsrat 
sinngemäß, soweit die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats im Rahmen des Gesetzes nichts 
Abweichendes anordnet. Bei Abstimmungen und bei Wahlen gibt im Falle der Stimmgleich­ 
heit die Stimme des Vorsitzenden des Ausschusses den Ausschlag. 

(3) Von einem Aufsichtsratsausschuss beschlossene Willenserklärungen gibt im Namen des 
Ausschlusses dessen Vorsitzender ab. 

§ 13 Satzungsänderungen 

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung betreffen zu 
beschließen. 

V. Hauptversammlung 

§ 14 Ort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung, die über die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat, die Gewinn­ 
verwendung und - soweit erforderlich - über die Feststellung des Jahresabschlusses 
beschließt (ordentliche Hauptversammlung), findet innerhalb der ersten acht Monaten eines 
jeden Geschäftsjahres statt. 

(2) Die Hauptversammlung findet in der Regel am Sitz der Gesellschaft statt. Sie kann jedoch 
auch an jedem Ort in der Bundesrepublik Deutschland mit dem Sitz einer Wertpapierbörse 
abgehalten werden. 

(3) Außerordentliche Hauptversammlungen sind einzuberufen, wenn es nach Gesetz oder 
Satzung notwendig ist oder es die Gesellschaftsinteressen erfordern. 

(4) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder - soweit gesetzlich vorgeschrieben - 
durch den Aufsichtsrat einberufen. 

(5) Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, mindestens drei­ 
ßig Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf die Aktionäre sich zur Hauptversammlung 
angemeldet haben(§ 15 Abs. 1), unter Angabe der Tagesordnung durch Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger einzuberufen. Hierbei sind der Tag der Bekanntmachung und der Tag 
des Ablaufs der Anmeldefrist nicht mitzurechnen. § 121 Abs. 4 AktG bleibt unberührt. 
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§ 15 Teilnahmerecht und Stimmrecht 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur die­ 
jenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und 
sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung angemeldet haben. 

(2) Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Ad­ 
resse spätestens sechs Tage vor der Hauptversammlung in Textform (§ 126b BGB) zuqe­ 
hen. Die Anmeldung kann per Telefax oder per E-Mail übermittelt werden, wenn dies in der 
Einladung bestimmt wird. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende 
Frist vorgesehen werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind 
nicht mitzurechnen. 

(3) Bei Fristen und Terminen für den letzten Anmeldetag cder.cen Nachweis des Aktienbesitzes, 
die von dem Tag der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag der Versammlung 
nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem 
Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in 
Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuches sind nicht entsprechend anzu­ 
wenden. 

(4) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Erteilung und Widerruf der 
Vollmacht bedürfen ebenso wie der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell­ 
schaft der Textform(§ 126b BGB). Der Vorstand ist ermächtigt die Erteilung und den Widerruf 
von Vollmachten auch auf einem von der Gesellschaft näher zu bestimmenden elektro­ 
nischen Weg zuzulassen; die Einzelheiten werden in der Einberufung bekannt gemach!. 
§ 135 AktG bleibt unberührt. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die 
Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

(5) Der Vorstand wird ermächtigt, die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung zuzu­ 
lassen. 

, 
(6) Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 

ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche 
oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation aus­ 
üben können; dabei darf er auch die Einzelheiten des Verfahrens festlegen. 

(7) Der Vorstand wird ermächtigt, zu bestimmen, dass Aktionäre ihre Stimmen auch ohne an der 
Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation, d. h. 
per Briefwahl, abgeben dürfen; dabei darf er auch die Einzelheiten des Verfahrens festlegen. 

(8) Wenn der Vorstand von einer oder mehreren Ermächtigungen gemäß Absatz 1, 2, 4, 5, 6, 
oder 7 Gebrauch macht, sind die aufgrund der Ermächtigungen getroffenen Regelungen in 
der Einberufung anzugeben. 
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(9) Der Vorstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf des 16. Juli 2028 stattfindende Haupt­ 
versammlungen vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Akti­ 
onäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (vir­ 
tuelle Hauptversammlung). Wird eine virtuelle Hauptversammlung abgehalten, sind die 
hierfür vorgesehenen rechtlichen Voraussetzungen einzuhalten. Mitgliedern des Auf­ 
sichtsrats ist im Falle der virtuellen Hauptversammlung die Teilnahme an der Haupt­ 
versammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung gestattet. 

§ 16 Vorsitz In der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung leitet der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder im Verhinderungsfall 
sein Stellvertreter oder ein sonstiges Mitglied des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat kann einen 
unabhängig Dritten mit der Leitung der Hauptversammlung beauftragen. Ist kein Aufsichts­ 
ratsmltgUed erschienen und wurde kein Dritter mit der Leitung beauftragt, hat die Hauptver­ 
sammlung unter der Leitung des ältesten Aktionärs einen Versammlungsleiter zu wählen. 

(2) Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Verhand­ 
lungsgegenstände sowie die Art der Abstimmung. 

(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht zeitlich angemessen zu 
beschränken„ Er kann Insbesondere bereits zu Beginn oder erst während der Hauptversamm­ 
lung den zeitlichen Rahmen für den ganzen Verlauf der Hauptversammlung, für die Aus­ 
sprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie für den einzelnen Rede- oder 
Fragebeitrag angemessen festsetzen. 

(4) Unbeschadet von § 15 Abs. 51st der Versammlungsleiter stets berechtigt, die Bild- und Ton­ 
übertragung der Hauptversammlung zuzulassen. 

§ 17 Beschlussfassung 

(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt, wenn 
auf die Aktie die gesetzliche Mindesteinlage geleistet ist. 

(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht das Gesetz zwingend eine 
größere Mehrheit vorschreibt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 
Dabei gelten Stimmenthaltung und ungültige Stimmen nicht als Stimmabgabe. Bel Stimmen­ 
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(3) Entfällt bei Wahlen auf niemanden die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so findet eine 
engere Wahl unter den Personen statt, denen die beiden größten Stimmenzahlen zugefallen 
sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

; 

(4) Über den Verlauf der Hauptversammlung und die gefassten Beschlüsse wird eine Nieder­ 
schrift nach den gesetzlichen Regelungen aufgenommen. 
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VI Jahresabschluss und Gewinnverteilung 

§ 18 Jahresabschluss, Lagebericht 

(1) Der Vorstand hat in der gesetzlichen Frist den Jahresabschluss sowie ggf. den Lagebericht 
aufzustellen und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Diese Unterlagen sind unverzüglich nach 
Eingang des Prüfungsberichtes mit diesem sowie mit dem Vorschlag für den Beschluss der 
Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat zuzuleiten. 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, ggf. den Lagebericht und den Vorschlag über die 
Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen. Innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vor­ 
lagen zugegangen sind, hat der Aufsichtsrat den Bericht über die Prüfung dem Vorstand 
zuzuleiten. Billig! der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, so ist dieser fest­ 
gestellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahres­ 
abschlusses der Hauptversammlung zu überlassen. Er hat über das Ergebnis seiner Prüfung 
schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. 

(3) Unverzüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die ordentliche 
Hauptversammlung einzuberufen. Der Jahresabschluss, ggf. der Lagebericht des Vorstands, 
der Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag des Vorstandes für die Verwendung des 
Bilanzgewinns sind von der Einberufung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur 
Einsicht der Aktionäre auszulegen. 

(4) Die Gesellschaft kann die nach den gesetzlichen Vorschriften vorgesehenen größenabhän­ 
gigen Erleichterungen betreffend Aufstellung, Prüfung und Offenlegung des Jahresabschlus­ 
ses und ggf. des Lageberichtes in Anspruch nehmen, wenn die jeweiligen Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

§ 19 Gewinnverwendung 

Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten 
Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 

VII. Schlussbestimmungen 

§ 20 Schlussbestimmungen 

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam oder undurchführbar sein oder werden 
oder sollte sich eine Lücke zeigen, so wird hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 
des Vertrages nicht berührt. Die Aktionäre werden sich innerhalb einer angemessenen Frist 
nach besten Kräften bemühen, an die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Best­ 
immungen oder zur Ausfüllung einer Lücke eine wirksame und durchführbare Regelung zu 
setzen, die soweit dies nur rechtlich möglich und zulässig ist, der unwirksamen Bestimmung 
wirtschaftlich am nächsten kommt. 
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§ 21 Gründungskosten 

Die Umwandlungskosten (Notar und Registergericht) in Höhe von bis zu 10.000 € trägt die 
Gesellschaft. 
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Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

München, den 27.07.2023

Susanne Pöllmann-Budnick, Notarin


